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- An allen Sackgassen des Gewerbegebietes sind entsprechende 
Wendeanlagen einzuplanen. An der Stichstraße, 
die in den Wirtschaftsweg übergeht wurde dies 
bislang nicht gemacht. Der Wirtschaftsweg ist keine geeignete 
Wendeanlage/Weiterführung. Der Wirtschafsweg 
ist nicht dafür geeignet, dass hier regelmäßig Verkehr 
des Gewerbegebietes fährt. 

Abwägung/Beschluss: 

Die Stellungnahme zu Wendeanlagen in allen Sackgassen des 
Gewerbegebietes wird zur Kenntnis genommen. Entsprechende 
Wendeanlagen sind eingeplant. 
 
An der Sackgasse, die in den Wirtschaftsweg mündet wurde keine 
Wendeanlage eingeplant. Hier gelten die geäußerten Bedenken 
weiterhin. 

- An allen Einmündungen, auch innerhalb des Gewerbegebietes, 
sind Sichtdreiecke gemäß der RASt06 einzuzeichnen und dauerhaft 
von jeglichen Sichtbehinderungen 
freizuhalten (analog den Festsetzungen beim Anschluss 
an die K8033). 

Abwägung/Beschluss: 

An der Einmündung in die Kreisstraße sind entsprechende 
Sichtdreiecke gemäß der RASt06 eingezeichnet. 
 
Dies wurde falsch verstanden. Zunächst gilt bei den Sichtdreiecken in 
die Kreisstraße nicht die RASt06, sondern die RAL2012 (da außerorts). 
Innerhalb des Gewerbegebietes gilt dann die RASt06 (innerorts). Hier 
werden mehrere neue Einmündungen geschaffen, bei allen diesen 
Einmündungen gilt es ebenfalls Sichtdreiecke einzuzeichnen und deren 
dauerhafte Freihaltung von Sichtbehinderungen festzusetzen. 

- Garagen und überdachte Stellplätze sollten 5m (mindestens 
3m) von der öffentlichen Verkehrsfläche abgerückt 
werden, um eine Ausfahrtsicht zu ermöglichen. 

Abwägung/Beschluss: 

Die Stellungnahme wird zur Kenntnis genommen. Im Rahmen 
des Vollzugs wird darauf geachtet, dass die Sicherheit und 
Leichtigkeit des Verkehrs nicht gefährdet wird. Um eine möglichst 
flexible und sinnvolle Ausnutzung der Grundstücke zu gewährleisten, 
werden keine Flächen für Stellplätze festgesetzt. 
 
Festsetzungen im Bebauungsplan würden hier schon im Vorfeld Klarheit 
schaffen. 

- Das Lichtraumprofil der öffentlichen Verkehrsfläche 
muss freigehalten werden, damit diese in ihrer vollen 
Breite nutzbar bleibt. Daher sollte festgesetzt werden, 
dass mit Einfriedungen entlang der öffentlichen Verkehrsfläche 
ein Mindestabstand von 50cm einzuhalten 
ist. Dies bietet auch Vorteile beim Winterdienst. 

Abwägung/Beschluss: 

Die Stellungnahme zum Lichtraumprofil wird zur Kenntnis genommen. 
Im Rahmen des Vollzugs ist auf die Einhaltung des 
Lichtraumprofils zu achten. 
 
Festsetzungen im Bebauungsplan würden hier schon im Vorfeld Klarheit 
schaffen. Außerdem wurde im Bereich des Wirtschaftsweges schon ein 
Einfriedungsverbot von 50cm festgesetzt. Dies sollte entlang von allen 
öffentlichen Verkehrsflächen gelten. 

- Die maximale Höhe von Einfriedungen entlang der öffentlichen Abwägung/Beschluss: 
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Für unsere Kunden bedeutet das: Bei einer Zusammenarbeit mit Sieber Consult 
setzen Sie auf geprüfte und konstante Qualität und eine hohe fachliche Kompetenz. 

 

 

 

------------ Untersucht durch Check Point Threat Extraction der BITBW ------------ 
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- Es ist eine ökologische Baubegleitung für die Begleitung der Bauphase zu beauftragen. Dies ist 

dem Bau- und Umweltamt im Vorfeld des Beginns jeglicher Bauarbeiten im Plangebiet zu benen-

nen. 

- Die Gehölzrodungen, vor allem die der Streuobstbäume, sind von der ökologischen Baubegleitung 

zu überwachen. Die Bäume sind jeweils im Vorfeld von der ökologischen Baubegleitung auf das 

Vorhandensein von Fledermäusen zu untersuchen. Sollten Individuen gefunden werden, so ist 

das Sachgebiet Naturschutz zu informieren, die Rodungen sind sofort einzustellen und die Tiere 

sind zu sichern. 

- Beleuchtungen im Bereich des Bachlaufs, des Biotops und des Naturdenkmals sind mit großräu-
migem Pufferabstand zu unterlassen. 

- Die Vorgaben bzgl. der Aufhängung der Staren-Nistkästen (Standort, Abstand, Wespen-

/Hornissennester) sind gemäß den Ausführungen im artenschutzrechtlichen Fachgutachten (Seite 

53) zu spezifizieren. Es wird empfohlen, mögliche Standorte im Plangebiet (zeichnerischer Teil) zu 

kennzeichnen. 

 

Folgende Anpassungen sind in den bereits vorhandenen Formulierungen zum Artenschutz vorzunehmen: 

- Bauzeiten: Die Bauzeiten dürfen nicht während der Hauptbrutzeit der Vogelarten zwischen An-

fang April und Ende Juni stattfinden oder beginnen, um einen Abbruch von Bruten zu vermeiden. 

- Großflächige Beleuchtung von Fassaden oder Werbeanlagen ist aus Gründen des Vogel-, Insek-
ten- und Fledermausschutzes nicht zulässig. 

- Die Lage der Schutzzäune um die Einwanderung von Amphibien in Baustellenbereiche zu verhin-

dern ist zeichnerischen Teil darzustellen bzw. textlich festzusetzen. Die Schutzzäune sind rechtzei-

tig vor Beginn der Amphibienwanderung im März eines Jahres zu stellen. Die Funktionalität und 

Intaktheit der Zäune ist regelmäßig durch die ökologische Baubegleitung zu kontrollieren. Einge-

wanderte Einzeltiere sind durch die ökologische Baubegleitung nach Außen, hinter die Schutz-

zäune, zu versetzen. 

- Retentionsbecken sind für Amphibien unzugänglich auszuführen, um ein Fortspülen der adulten 

Tiere bzw. ihres Laichs bei Starkregenereignissen zu vermeiden. Die Anlage von Tümpelketten 

oder größeren naturnahen Teichen als Laichhabitat innerhalb des Waldabstandstreifens entlang 
des Waldsaums wird empfohlen, um Tiere aus dem Gewerbegebiet fernzuhalten oder am Rand 

entlang zu leiten.  

- Der Passus bezüglich des Vogelschlags an Glasfassaden ist als eigener Punkt (nicht als Unterpunkt 

zum Entfall von Höhlenbäumen) aufzuführen und wie folgt zu ergänzen: 

Zur Verhinderung von Vogelschlag sind große Glaselemente von Fassaden, aber auch sonstige 

große Glaselemente wie beispielsweise Lärmschutzwände oder Bushaltestellenhäuschen, Fahr-

radunterstände etc. vogelfreundlich zu gestalten. Übereckverglasungen sowie Durchsichtsituatio-

nen an Gebäuden sind zu vermeiden. Transparente Scheiben sind durch geprüfte Vogelschutzmar-

kierungen am Glas für Vögel sichtbar zu machen oder nicht transparente Bauteile auf der Außen-

seite anzubringen, welche den Anflug verhindern. Es sind nur geprüfte Vogelschutzmarkierungen 
am Glas zu verwenden. Schwach reflektierende Scheiben sind vorzuziehen, müssen aber auch 

markiert werden. Sicher sind dagegen mattierte, bombierte oder profilierte Oberflächen. Hierzu 

wird auf das Hinweispapier „Vermeidung von Vogelverlusten an Glasscheiben“ der Länderarbeits-
gemeinschaft der Vogelschutzwarten vom 19.02.2021 und die Ausarbeitungen der Schweizer Vo-

gelwarte Sempach „Vogelfreundliches Bauen mit Glas und Licht“ verwiesen. Auf das Tötungs- 

bzw. Verletzungsverbot wildlebender Vögel gemäß § 44 Abs. 1 wird hingewiesen. 

- Der Passus bezüglich der Schaffung von Lebensräumen für die Goldammer ist wie folgt zu konkre-

tisieren: 

Aufgrund der Beeinträchtigung eines Goldammer-Brutstandorts sind geeignete Lebensräume als 
Kompensation zu schaffen. Die Maßnahmen sind in die Eingrünungsplanung zu integrieren. Fol-

gende Maßnahmen sind umzusetzen: 

• Naturnahe Waldrandgestaltung innerhalb des vorgesehenen 30 m Waldabstands: Buchti-

ge Auflichtung des Ausgangsbestands, Förderung von Lichtbaumarten, Anpflanzung eines 

https://www.vogelwarte.ch/assets/files/publications/upload2022/Glasbroschuere_2022_D.pdf
https://www.vogelwarte.ch/assets/files/publications/upload2022/Glasbroschuere_2022_D.pdf
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Strauch- und Baummantels auf 6 – 10 m Breite durch buchtige Anpflanzung standorts-

heimischer Gehölze mit einzel- und gruppenweiser Anpflanzung sowie Pflanzlücken, Anla-

ge eines blütenreichen Stauden- und Krautsaums (Mahd im mehrjährigem Abstand zur 

Verhinderung des Vordringens von Gehölzen, ggf. vorheriges Aushagern durch häufigeres 

Mähen, keine Anwendung von Dünge- oder Pflanzenschutzmitteln zu lässig) 

• Anlage und dauerhafte Pflege von Hecken aus standortsheimischen Sträuchern im Plan-

gebiet mit einer variierenden Breite zwischen 5 m und 10 m  

• Einrichtung unbewirtschafteter Brachflächen im Plangebiet 

Die Maßnahmen zur Schaffung von Lebensräumen für die Goldammer sind im zeichnerischen Teil 

(Bebauungsplan) darzustellen und in den Festsetzungen zu ergänzen. Die Maßnahmen sind vor 

Beginn jeglicher Bautätigkeit im Plangebiet wirksam umzusetzen. 

 

1.2.2 Lichtverschmutzung / Insekten- bzw. Fledermausschutz 

Die diesbezüglichen planungsrechtlichen Festsetzungen unter Punkt 2.39 (Maßnahmen zum Schutz, zur 

Pflege und zur Entwicklung von Natur und Landschaft; Insektenfreundliche Beleuchtung / Photovoltaikan-

lagen, Seite 17 des Textteils) sind teilweise anzupassen (Änderungserfordernisse in kursiver Schreibwei-

se): 
[…] 
Zudem ist entweder eine bedarfsgerechte Steuerung durch Bewegungsmelder bei privaten und öffentli-

chen Beleuchtungen umzusetzen, andernfalls sind die Straßenlaternen und private Beleuchtung während 

der aktiven Zeit der Fledermäuse in den Sommermonaten (Anfang April bis Ende September) von 22:00 bis 

05:00 Uhr abzuschalten.  

[…] 
 

1.2.3 Potenzielle Fledermausquartiere an der überplanten Hofstelle 

An der überplanten Hofstelle im Plangebiet konnten Quartiere der Zwergfledermaus und der Rauhautfle-
dermaus nicht ausgeschlossen werden (artenschutzrechtliches Fachgutachten, Seite 23). Sollte in den 

Gebäudebestand eingegriffen werden, so sind im Vorfeld weitere Untersuchungen auf Baugenehmi-

gungsebene am und im Inneren des Gebäudes erforderlich. So kann das Eintreten von artenschutzrechtli-

che Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG bei Abriss bzw. Überbauung der Hofstelle ausgeschlossen 

werden. Es ist unter den Hinweisen zum Artenschutz aufzunehmen. 

 

Die Stadt Bad Waldsee hat dafür Sorge zu tragen, dass alle artenschutzrechtlichen Maßnahmen vollum-

fänglich umgesetzt und eingehalten werden. 

 

1.3 Umweltbericht und Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung, § 2 IV BauGB;  
 

Um die Eingriffs-/Ausgleichsbilanzierung nachvollziehbar prüfbar zu machen, sind die Schutzgüter in der 

Planungsvariante inklusive Legende graphisch darzustellen (wie bereits für den Bestand erfolgt, Seite 101 

des Umweltberichts). 

 

1.4 Zuordnung von Ökopunkten 
 
Zum Satzungsbeschluss, spätestens zur Rechtskraft des Bebauungsplans, müssen die unter Ziffer 3.1, Sei-

te 28 genannten Ökopunkte von 1.336.403 verfügbar sein, das heißt die Ökopunkte aus der jeweiligen 

Maßnahme müssen sich im Eigentum der Stadt Bad Waldsee befinden. Zudem sind diese mit genauer 
Bezeichnung (Name der Ökokontomaßnahme, Aktenzeichen, Beschreibung der Maßnahme, Flurstück-

nummer, Gemarkung…) dem Bebauungsplan nach § 9 Abs. 1a BauGB unter Ziffer 3.1 zuzuordnen. 

Es wird gebeten, einen Nachweis über den Zukauf der entsprechenden Menge an Ökopunkten vorzulegen 

(z.B. Kaufvertrag). 
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1.5 Ausgleichs- / Ersatzmaßnahmen § 1a BauGB 
 

1.5.1 Öffentliche Grünfläche 

Auf der im Nordwesten des Plangebiets dargestellten öffentlichen Grünfläche (Planungsrechtliche Fest-

setzungen mit Zeichenerklärung, Punkt 2.33, Seite 15 des Textteils) ist die Errichtung einer Freiflächen-

Photovoltaikanlage nicht als zulässig festzusetzen. Da die Nutzung erneuerbarer Energien im Plangebiet 

bereits durch die planungsrechtlichen Festsetzungen unter Punkt 2.42 bzw. Punkt 6.31 (Seite 19 und 47 

des Textteils) zur Genüge vorgegeben ist, sind Grünflächen davon freizuhalten, um die volle Kapazität der 

Grünflächen zur Aufnahme von Niederschlägen und zum kleinräumigen klimatischen Ausgleich, vor allem 
im Hinblick auf zukünftige steigende Temperaturen, zu gewährleisten. Die planungsrechtlichen Festset-

zungen sind textlich und zeichnerisch dementsprechend anzupassen. 

 

1.5.2 Flächen für Geländemodellierung (Abgrabungen und Aufschüttungen) mit Schutzfunktion 

Es ist zu prüfen, ob die geplanten Geländemodellierungen (Planungsrechtliche Festsetzungen mit Zei-

chenerklärung, Punkt 2.36, Seite 16 des Textteils) im Falle von Starkregenereignissen oder generell zu 

einer Stauung von Wasser im FFH-Teilgebiet „Fronholz“ führen könnten, das bisher als Hangwasser über 

die Acker- und Wiesenflächen des Plangebiets abgeflossen ist (siehe Punkt 1.2 FFH-Gebiet „Feuchtgebiete 
um Bad Schussenried“, FFH-Verträglichkeitsprüfung, § 34 BNatSchG). Sollte dies nicht mit Sicherheit aus-

geschlossen werden können, sind entsprechende Anpassungen erforderlich (Verschiebung der Gelände-
modellierungen in südliche Richtung zwischen Gebäude und Waldabstandsmarke oder Modellierung ei-

nes künstlichen Bachlaufs). 

 

1.5.3 Maßnahmenflächen 

Generell ist auf allen Maßnahmenflächen der Einsatz von Dünger und/oder Pflanzenschutzmitteln sowie 

Mährobotern zu untersagen. Die planungsrechtlichen Festsetzungen mit Zeichenerklärung, Punkt 2.37 

und 2.38, Seite 16 f. des Textteils, sind dementsprechend zu ergänzen. 

 

1.5.4 Förderung der Artenvielfalt, gebietseigenes Saatgut, Vogelschutz bei Gehölzpflanzungen 

Die diesbezüglichen Festsetzungen unter Punkt 6.17, Förderung der Artenvielfalt, Punkt 6.18, Gebietsei-
genes Saatgut sowie Punkt 6.20, Vogelschutz (Seite 38 und 39 des Textteils) sind ausreichend bestimmt 

zu formulieren. Beispiele: 

Grünflächen im Bereich der Bauflächen sind möglichst naturnah und strukturreich zu gestalten […]. 
Zur Entwicklung von Extensivwiesen sind die öffentlichen Grünflächen […] zu pflegen. Das Mähgut ist von 

der Fläche zu entfernen. 

 

Die Punkte 6.17, 6.18 und 6.20 sind vollumfänglich dementsprechend anzupassen. 

 

2. Hinweise 

 
2.1 Artenschutz im Plangebiet Bebauungsplan „1. Erweiterung Gewerbepark Wasserstall“ 
 

Im artenschutzrechtlichen Fachgutachten zum Bebauungsplan „2. Erweiterung Gewerbepark Wasserstall“ 
wurden sämtliche Artgruppen auch auf direkt angrenzenden Flächen des aktuellen Plangebiets aufge-

nommen. Dabei wird ein Brutplatz der Goldammer sowie ein Wasserfroschkomplex auf dem Gebiet des 

Bebauungsplanes „1. Erweiterung Gewerbepark Wasserstall“ festgestellt, jeweils auf Flächen, die bis zum 
aktuellen Zeitpunkt noch nicht bebaut wurden. Da das Bauleitplanverfahren zum Bebauungsplan „1. Er-
weiterung Gewerbepark Wasserstall“ bereits 2012 erfolgte und die darin genutzten artenschutzrechtli-

chen Kartierungsdaten nicht mehr aktuell sind, sind betreffende Flächen im Vorfeld einer Bebauung er-
neut artenschutzrechtlich zu prüfen, um Verbotstatbestände nach § 44 BNatSchG auszuschließen zu kön-

nen.  

 

Es wird gebeten, hierzu im Textteil zum Bebauungsplan einen entsprechenden Hinweis aufzunehmen.  
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1.1 Möglichkeiten der Überwindung (z. B. Ausnahmen oder Befreiungen) 
 

In Anlehnung an § 22 StrG ist es möglich, in bestimmten Fällen Ausnahmen und Befreiungen zuzulassen, 

wenn die verkehrlichen Belange dies zulassen. 

 

So wie in § 22 StrG BW in bestimmten Fällen Ausnahmen vom Anbauverbot bzw. eine Zustimmung für die 

Genehmigung möglich ist, kann, wenn die verkehrlichen Belange dies zulassen, im Einzelfall im Einver-

nehmen mit der Straßenbauverwaltung durch einen Bebauungsplan eine nähere Bebauung zugelassen 

werden. 
 

Sofern das Einvernehmen mit der Straßenbauverwaltung nicht zustande kommt, gelten die Anbaube-

schränkungen gemäß § 22 Abs. 1 StrG BW ungeachtet der planerischen Festsetzungen im Bebauungsplan 

gemäß § 22 Abs. 6 StrG BW, da der Bebauungsplan nicht unter Mitwirkung des Trägers der Straßenbau-

last zustande gekommen ist (vgl. VGH Hessen vom 22.07.1999 in ZfBR 2000, S. 194-197). 

 

Entsprechend der vorgelegten Planunterlagen, Entwurf, M 1: 1.000, Fassung 20.06.2023 

Sieber Consult GmbH soll das Plangebiet über eine neue, zusätzliche Erschließungsstraße im östlichen 

Plangebiet mit Direktzufahrt zur Kreisstraße 8033 erschlossen werden. Für die Errichtung dieser neuen 

Direktzufahrt kann unter den nachfolgend genannten Bedingungen die Zustimmung des Straßenbaulast-
trägers in Aussicht gestellt werden. 

 

Hingegen werden für den künftigen Anschluss des landwirtschaftlichen Weges zur Kreisstraße Bedenken 

angeführt. Zugänge und Zufahrten zu anliegenden Grundstücken sind überall dort wo es sich ermöglichen 

lässt im Interesse der Verkehrssicherheit durch Schließung, Zusammenlegung oder durch Schaffung rück-

wärtiger Erschließungsmöglichkeiten zu reduzieren. 
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Im Interesse der Verkehrssicherheit sind die straßenrechtlichen Belange der Sicherheit und Leichtigkeit 

des Verkehrs bei der Errichtung neuer Zufahrten wie auch bei einer Änderung des Nutzungsumfangs be-

reits bestehender Grundstückszufahrten bei der Aufstellung von Bebauungsplänen zu beachten. 

 

An der geplanten Ausfahrt sind die notwendigen Sichtbeziehungen durch die Überprüfung und Darstel-

lung der Sichtdreiecke nachzuweisen.  

 

Es gelten darüber hinaus die Vorgaben und Inhalte des § 10 StVO. 

 
Es wird darauf hingewiesen, dass bauliche Veränderungen an der Kreisstraße, einschließlich ihrer Neben-

anlagen, nur mit ausdrücklicher Zustimmung der Straßenbauverwaltung als Träger der Straßenbaulast 

zulässig sind. 

 

Bei Maßnahmen, welche die Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs beeinträchtigen können (z.B. Einge-

schränkte Ausfahrt-Sichtverhältnisse an neu geplanten Zufahrten oder im Fall von Nutzungsänderungen 

bereits bestehender Zufahrten zur übergeordneten Kreisstraße, Einschränkungen der Sichtverhältnisse 

oder des Straßenquerschnittes etc. ist die Zustimmung der örtlich zuständigen Verkehrskommission er-

forderlich. 

 
2. Beabsichtigte eigene Planungen und Maßnahmen, die den o. g. Plan berühren können, mit Anga-
be des Sachstands 
 

Radwegenetzkonzept des Landkreises Ravensburg:    betroffen  nicht betroffen 

 

Begründung:  

Der Straßenabschnitt der K 8033 zwischen dem bereits vorhandenen Kreisverkehr beim GE Wasserstall 

und der Kreisgrenze bei Hifringen/Buch wird mit hoher Geschwindigkeit bei einem DTV von 2.277 kfz/24 

h (Verkehrszählung 2019) befahren.  

 
Im Radwegenetzkonzept 2015 ist dieser Streckenabschnitt als Nr. 159, Kategorie Netzlücke enthalten. 

Vorgeschlagen wurde die Markierung von beidseitigen Schutzstreifen in Anlehnung an das Modellvorha-

ben „Schutzstreifen außerorts“ da Kosten und Nutzen eines straßenbegleitenden Geh- und Radweges in 

einem ungünstigen Verhältnis stehen würden. Benannter Modellversuch wurde inzwischen beendet. Eine 

Anlage von Schutzstreifen außerorts ist nicht zulässig.  

 

Aufgrund der ausgewiesenen Verkehrsstärke und hoher Geschwindigkeit gehen wir davon, dass bei der 

Neuaufstellung des Radwegenetzkonzeptes im Jahr 2023 auf diesem Streckenabschnitt ein straßenbeglei-

tender Geh- und Radweg enthalten ist. Daher bitten wir dies bei der Aufstellung des Bebauungsplanes zu 

berücksichtigen.  
 

Parallel zum Fahrbahnrand der Kreisstraße soll ein ausreichend dimensionierter Flächenstreifen vorgese-

hen werden (Trennstreifen mit ggf. Platz für eine Entwässerungsmulde, Geh- und Radweg und Bankette) 

der in grundsätzlicher Weise über die Regelungen der straßenrechtlichen Anbauverbotszone für eine 

künftig erforderliche Ausbauabsicht gesichert werden soll.  

 

Darüber hinaus wird die Fläche in der Anbauverbotszone (parallel zum RGW als Raum für die Bauabwick-

lung, insbesondere die Lagerung von bautechnisch anfallendem Bodenmaterial in Zusammenhang mit 

dem Baubetrieb zum Bau eines Rad-/Gehweges benötigt (ggf. auch zwischen den geplanten Bäumen 
möglich). Am vorgesehenen bzw. erforderlichen Knotenpunkt zum Direktanschluss des neuen Plangebie-

tes bitten wir um Berücksichtigung von geeigneten Fußgänger-/Radfahrer-Querungsmöglichkeiten (Trop-

fenausbildung, Trenninselmöglichkeiten, Schutz- und Aufenthaltsbereiche nach RadNetz-Musterlösungen 

BW).  
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3. Bedenken und Anregungen  
 

1. Zufahrt / Erschließung 

Eine neue Zufahrt zur Erschließung des Plangebietes, die außerhalb der zur Erschließung bestimmten 

Teile der Kreisstraße liegt, kann ausnahmsweise zugelassen werden. 

 

Entsprechend der planerischen Darstellung wird (auch in Abstimmung mit dem Polizeipräsidium Ravens-

burg) die Erschließung des Plangebietes über eine Linksabbiegespur befürwortet. Dies im Besonderen mit 

Blick auf die Verkehrsfunktion der Kreisstraße 8033 als überörtliche Verbindungsstraße und damit ggf. 
verbundener Beeinträchtigungen der Verkehrsfluss-Situation. Der Neubau der Linksabbiegespur erfolgt 

auf Veranlassung und Kostentragung durch den Antragsteller (Stadt Bad Waldsee) entsprechend der ak-

tuell gültigen, einschlägigen Richtlinien (RAL-Konform, Typ LA 3). Der Bau und die Unterhaltung der Links-

abbiegespur ist per gesonderter Vereinbarung zwischen dem Straßenbaulastträger und der Stadt Bad 

Waldsee zu regeln. 

 

Weitere unmittelbare Zufahrten oder Zugänge von der Kreisstraße können wegen der Beeinträchtigung 

der Sicherheit und Leichtigkeit des Straßenverkehrs nicht gestattet werden.  

 

In diesem Zusammenhang ist auch - wie vorgenannt bereist beschrieben – zur Gewährleistung bzw. Ver-
besserung der Sicherheit und Leichtigkeit des Verkehrs auf der  

 

K8033 die bislang bereits bestehende (landwirtschaftliche) Hof-Zufahrt zur Erschließung des Flurstücks 

624/4 zu schließen und künftig eine neue Zufahrtsmöglichkeit in Form einer sog. „Rückseitigen Erschlie-
ßung“ über das Plangebiet zu schaffen. Diesbezüglich konkretisierte Angaben sind den Planunterlagen 

nicht zu entnehmen und nachzureichen. 

 

Hierdurch kann der straßenrechtlichen Verpflichtung, im Interesse der Verkehrssicherheit überall dort wo 

es sich ermöglichen lässt, Zugänge und Zufahrten zu anliegenden Grundstücken durch Schließung, Zu-

sammenlegung oder durch Schaffung rückwärtiger Erschließungsmöglichkeiten zu reduzieren, weiter 
Rechnung getragen werden. 

 

Eine künftig von der bislang landwirtschaftlichen Nutzung abweichende Nutzung der dortigen Hofzufahrt 

(Nutzungsänderung im Zufahrtsbereich) wird aus straßenrechtlicher und straßenverkehrsrechtlicher Sicht 

(auch in Abstimmung mit dem Polizeipräsidium Ravensburg sehr kritisch erachtet. 

 

Ein allgemeines Zufahrtsverbot (Direktzufahrt zur Kreisstraße) gilt auch für die Bauzeit der Einzelbauvor-

haben. 

 

Das Zufahrtsverbot ist im Bebauungsplan einzutragen. 
 

2. Anschluss an die K 8033 

Zufahrten wie auch Linksabbiegespuren zur Kreisstraße sind frostsicher auszubauen, an die Höhenlage 

der Kreisstraße anzupassen und bituminös zu befestigen. Die Eckausrundungen des untergeordneten 

Anschlusses sowie die Gradiente sind gemäß den einschlägigen Richtlinien auszuführen. Eine entspre-

chende Planung ist dem Straßenbauamt vorab zur Prüfung vorzulegen. 

 

3. Sichtfelder 

An der neuen Einmündung in die K8033 sind folgende Sichtfelder erforderlich 
 

A) Die Sichtfelder für den Kfz-Verkehr auf der Kreisstraße 8033 (Tiefe gemessen in der Achse der 

Zufahrt, vom Fahrbahnrand der Landesstraße, Länge, parallel zur Straße, gemessen von der Achse 

der Zufahrt) müssen wie folgt bemessen werden. 

u.dintzer
Bleistift
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In beide Fahrtrichtungen: 

Tiefe:      3,00 m  

Länge:  200,00 m 

 

B) Darüber hinaus sind Sichtflächen für den aus der „neuen Zufahrt“ ausfahrenden Verkehrsteil-
nehmer für den dortigen (geplanten) Rad-/Gehweg freizuhalten. 

 

Diese Sichtflächen (Tiefe gemessen in der Achse der Zufahrt, von der Mitte des Rad-/Gehweges 
der Kreisstraße, Länge, parallel zur Straße, gemessen von der Achse der Zufahrt) müssen wie folgt 

bemessen werden. 

 

In beide Fahrtrichtungen: 

Tiefe:    3,00 m 

Länge:  30,00 m 

 

Die Sichtfelder sind auf Dauer von jeglichen Sichtbehinderungen zwischen 0,80 m und 2,50 m Hö-

he über Fahrbahnoberkante freizuhalten. Die freizuhaltenden Sichtfelder sind im Bebauungsplan 

darzustellen und als nicht überbaubare Fläche einzutragen. 
 

Hiervon abweichende Sichtfelder wie auch Maßnahmen, welche die Sicherheit und Leichtigkeit des Ver-

kehrs beeinträchtigen können (z.B. Zufahrten, Einschränkungen der Sichtverhältnisse oder des Straßen-

querschnittes, etc.) bedürfen der Beurteilung bzw. der Zustimmung der örtlich zuständigen Verkehrs-

kommission. 

 

4. Baugrenzen 

Das straßenrechtliche Anbauverbot entlang der K8033 beträgt 15 m (gemessen vom bituminös befestig-

ten Fahrbahnrand der Kreisstraße). Diese Flächen können in Verbindung mit Grünflächen genutzt wer-

den. Die Baugrenzen sind im Bebauungsplan einzutragen. 
 

5. Entwässerung 

Abwasser und Oberflächenwasser aus dem Plangebiet darf den Anlagen der Kreisstraßen nicht zugeleitet 

werden. Es ist innerhalb des Baugebietes zu sammeln und gesondert abzuführen. 

 

Die vorhandene ordnungsgemäße Ableitung des anfallenden Oberflächenwassers der Kreisstraße ist zu 

gewährleisten.  

 

6. Bepflanzung 

Die Sichtfelder an der Einmündung der Zufahrt in die Kreisstraße müssen von Bepflanzungen freigehalten 
werden (siehe 3.). 

Bei jeglicher Neuanpflanzung von Bäumen außerhalb der Ortstafel ist ein Mindestabstand von 7,50 m 

plus Zuschlag für abfallende Böschung nach RPS zum befestigten Fahrbahnrand der K 8033 einzuhalten. 

 

7. Versorgungs- und Abwasserleitungen 

Sofern für die Einlegung von Versorgungs- und Abwasserleitungen Flächen der Kreisstraßen in Anspruch 

genommen werden müssen, ist vom Gesuchsteller ein gesonderter Antrag auf Abschluss eines Nutzungs-

vertrages - belegt mit Lageplan und evtl. Längsschnitt - beim Straßenamt einzureichen. 

 
8. Werbeanlagen allgemein 

Außerhalb der zur Erschließung der anliegenden Grundstücke bestimmten Teile der Ortsdurchfahrt sind 

Werbeanlagen nach § 22 Abs. 5 StrG BW straßenrechtlich zu beurteilen.  
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Order Entry 
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